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1 Textliche Festsetzungen

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes sowie Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
unzulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO)

Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung ist die Straßenachse längs der Fahrbahn der das 
jeweilige Baugrundstück erschließenden Straßenverkehrsfläche, gemessen lotrecht vor der jeweiligen 
Gebäudemitte. Als Traufpunkt gilt die Schnittkante des aufgehenden Mauerwerks mit der Oberkante der 
Dachhaut. Als Gebäudeoberkante gilt der Dachfirst bzw. der oberste Gebäudeabschluss. Die festge- 
setzte maximal zulässige Gebäudeoberkante gilt auch für Dachaufbauten und untergeordnete Bauteile; 
Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sowie Rauchschornsteine sind hiervon ausgenommen.

1.3 Zulässigkeit von Stellplätzen (§ 23 Abs. 5 BauNVO)

Überdachte Stellplätze haben einen Abstand von mindestens 3,0 m zu öffentlichen Verkehrsflächen, 
gemessen von der Grundstücksgrenze bis zur Außenwand bzw. zum Dachüberstand, einzuhalten.

1.4 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

1.4.1 Im Allgemeinen Wohngebiet Nr. 1 und 2 sind je Wohngebäude maximal zwei Wohnungen zulässig; bei 
Doppelhäusern ist je Doppelhaushälfte eine Wohnung zulässig.

1.4.2 Im Allgemeinen Wohngebiet Nr. 3 sind je Wohngebäude maximal vier Wohnungen zulässig; bei Doppel- 
häusern sind je Doppelhaushälfte maximal zwei Wohnungen zulässig.

1.5 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.5.1 Innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-den, Natur und
Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Streuobstwiese“ mit der Bezeichnung „A“ sind gemäß Baumsymbol 
in der Planzeichnung mindestens zwei Obstbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die umge- 
benden Flächen sind als Extensivgrünland zu entwickeln und zu pflegen. Bauliche Anlagen sowie 
jegliche Ablagerungen von Grünabfällen und Schnittgut oder sonstigen Gegenständen sind unzulässig; 
hiervon ausgenommen ist die Errichtung eines Einlaufbauwerks zur Fassung und Ableitung von Ober- 
flächenwasser.

1.5.2 Innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-den, Natur und
Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Streuobstwiese“ mit der Bezeichnung „B“ sind gemäß Baumsymbol 
in der Planzeichnung mindestens 15 Obstbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die umge- 
benden Flächen sind durch eine zweischürige Mahd oder Beweidung als Extensivgrünland zu entwickeln 
und zu pflegen. Bauliche Anlagen sowie jegliche Ablagerungen von Grünabfällen und Schnittgut oder 
sonstigen Gegenständen sind unzulässig.

1.5.3 Innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Gewässerrenaturierung“ ist der bestehende Gewässergraben 
naturnah umzugestalten und mit gewässertypischen Strukturelementen herzustellen. Die Uferbereiche 
des Gewässergrabens sind extensiv zu pflegen und vorhandene standortgerechte Gehölze zu erhalten. 
Neophyten und aufkommende standortfremde Gehölze sind regelmäßig zu entfernen. Jegliche Ablager- 
ungen von Grünabfällen und Schnittgut oder sonstigen Gegenständen sind unzulässig.

1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.6.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind oberirdische Pkw-Stellplätze, Garagenzufahrten sowie Hofflächen auf 
den Baugrundstücken in wasserdurchlässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigem Pflaster, Rasengitter- 
steinen, Porenpflaster oder Schotterrasen, zu befestigen.

1.6.2 Die Verwendung von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien (Folie oder Vlies) zur 
Freiflächengestaltung ist unzulässig. Die Anlage von permanent mit Wasser gefüllten Teichen bleibt 
hiervon unberührt.

1.6.3 Im Allgemeinen Wohngebiet sind zur Außenbeleuchtung Leuchten mit LED-Lampen mit einer Farb- 
temperatur von weniger als 3.000 K (warmweiße Lichtfarbe), die kein Licht über die Horizontale hinaus- 
gehend abstrahlen, zu verwenden. Leuchtmittel sind technisch und konstruktiv so auszuwählen, anzu- 
bringen und zu betreiben, dass Lichteinwirkungen auf Grünflächen, Bäume und sonstige Gehölzbestände 
auf ein Minimum begrenzt werden.

1.7 Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten sonstigen baulichen 
Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung 
oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme- 
Kopplung getroffen werden müssen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)

1.7.1 Die Dachflächen von Gebäuden und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
sind zu mindestens 30 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungs- 
energie auszustatten (Solarmindestfläche). Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren oder 
Hybridmodule installiert, so kann die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindest- 
fläche angerechnet werden.

1.7.2 Die Solarmindestfläche kann auch auf nur einer oder mehreren baulichen Anlagen errichtet werden, 
wenn sichergestellt ist, dass insgesamt eine Fläche errichtet wird, die 30 % aller Dachflächen von 
Gebäuden und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen auf dem jeweiligen 
Baugrundstück entspricht.

1.8 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 25a und b BauGB)

1.8.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind mindestens 20 % der Grundstücksflächen des jeweiligen Baugrund- 
stückes mit standortgerechten heimischen Laubsträuchern und Laubbäumen oder regionaltypischen 
Hochstamm-Obstbäumen zu bepflanzen. Für diesen Flächenanteil gilt, dass je 25 m² mindestens ein 
Baum sowie je 5 m² mindestens ein Strauch anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten ist. Blühende 
Ziersträucher und Arten alter Bauerngärten können als Einzelpflanzen eingestreut werden. Die nach den 
sonstigen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes vorgesehenen Anpflanz- 
ungen können hierbei angerechnet werden.

1.8.2 Je Baumsymbol in der Planzeichnung ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum mit einem 
Mindest-Stammumfang von 16-18 cm oder ein regionaltypischer Hochstamm-Obstbaum mit einem 
Mindest-Stammumfang von 14-16 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Eine Verschiebung der 
Pflanzungen von bis zu 10 m gegenüber den zeichnerisch festgesetzten Standorten ist zulässig. Bei 
Abgang sind entsprechende Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

1.8.3 Je Baumsymbol in der Planzeichnung mit der Bezeichnung „O“ ist mindestens ein regionaltypischer 
Hochstamm-Obstbaum gemäß Artenliste 5 mit einem Mindest-Stammumfang von 16-18 cm zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. Die Bäume sind fachgerecht zu pflegen; Ausfälle sind zu ersetzen.

1.8.4 Flachdächer mit einer Neigung bis einschließlich 10° sind mindestens in extensiver Form fachgerecht 
und dauerhaft zu begrünen. Die Mindesthöhe der Substratschicht beträgt 10 cm. Von einer Begrünung 
ausgenommen sind Lichtkuppeln, Dachaufgänge, technische Aufbauten, Attikabereiche und Brand- 
schutzstreifen; Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie zählen in diesem Zusammenhang nicht 
zu den technischen Aufbauten und sind fachgerecht über der Dachbegrünung auszuführen.

1.8.5 Die Dachflächen von Garagen und überdachten Stellplätzen mit einer Neigung bis einschließlich 10° sind 
in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft zu begrünen.

1.8.6 Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind fachgerecht zu pflegen und 
dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind gleichartige Ersatzpflanzungen vorzunehmen.

1.9 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur Herstellung des 
Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

Die zur Herstellung des Straßenkörpers notwendigen Böschungen, Stützmauern und Abgrabungen 
haben die Angrenzer auf ihren Grundstücken zu dulden und zu gestatten, soweit diese nicht innerhalb 
der festgesetzten Verkehrsflächen angelegt werden können.

1.10 Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1a BauGB)

Als Ausgleich für die durch den Bebauungsplan vorbereiteten zusätzlichen und nicht vermeidbaren 
Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft werden anteilig die gemäß Ziffer 1.5.1 bis 1.5.3 festgesetzten 
Flächen und die hier durchzuführenden Maßnahmen sowie 117.657 Ökopunkte aus der Ökokontomaß- 
nahme der Gemeinde Echzell „Umwandlung von Ackerland zu Grünland in der Horloffaue Echzell“ 
(Gemarkung Echzell, Flur 11, Flurstück 9) zugeordnet.

1.11 Festsetzung der Höhenlage (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BauGB)

Die Höhenlage der Straßenverkehrsflächen ist gemäß Eintrag in der Planzeichnung herzustellen; 
Abweichungen um bis zu 0,30 m sind zulässig.

2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften
(Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO)

2.1 Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)

2.1.1 Zulässig sind Satteldächer mit einer Dachneigung von 20° bis 40°, Zelt- und Walmdächer mit einer 
Neigung von 15° bis 25°, Pultdächer mit einer Neigung von maximal 15° und Flachdächer mit einer 
Neigung von maximal 10°. Für Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 14 BauNVO sowie für untergeordnete 
Dächer sind jeweils abweichende Dachformen und Dachneigungen zulässig.

2.1.2 Zur Dacheindeckung von Dächern mit einer Neigung von mehr als 10° sind Tonziegel, Dachsteine oder 
sonstige nicht glänzende Materialien in den Farbtönen Rot, Braun und Anthrazit zulässig. Die Zulässig- 
keit von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sowie von Dachbegrünungen bleibt unberührt.

2.2 Gestaltung von Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

2.2.1 Im Allgemeinen Wohngebiet sind zur Einfriedung von Grundstücken ausschließlich offene Einfriedungen, 
z.B. aus Drahtgeflecht oder Stabgitter, bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m über der tatsächlichen 
Geländeoberfläche sowie heimische Laubhecken zulässig. Mauer- und Betonsockel sind unzulässig, 
sofern es sich nicht um erforderliche Stützmauern handelt. Gabionen (Steinkörbe) sind unzulässig. Als 
tatsächliche Geländeoberfläche gilt bei unverändertem Gelände die natürliche Geländeoberfläche; bei 
verändertem Gelände gilt die durch Herstellung entstandene Geländeoberfläche.

2.2.2 Die Verwendung von Sichtschutzstreifen bei Stabgitterzäunen ist unzulässig.

2.3 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

Im Allgemeinen Wohngebiet sind die Standflächen für Abfall- und Wertstoffbehälter auf den Bau- 
grundstücken gegen eine allgemeine Einsicht abzuschirmen und entweder in Bauteile einzufügen oder 
einzubeziehen, mit Laubhecken zu umpflanzen oder mit beranktem Sichtschutz dauerhaft zu umgeben.

2.4 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

2.4.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden, unter Verwendung von standortgerechten Laubbäumen und Laubsträuchern gärtnerisch 
oder als naturnahe Grünfläche anzulegen und zu pflegen.

2.4.2 Großflächig mit Steinen, Kies, Schotter oder sonstigen vergleichbaren Materialschüttungen bedeckte 
Flächen, in welchen diese Materialien das hauptsächliche Gestaltungselement sind und Pflanzen nicht 
oder nur in geringer Zahl vorkommen, sind unzulässig. Stein- oder Kiesschüttungen, die dem Spritz- 
wasserschutz unmittelbar am Gebäude oder der Versickerung von Niederschlagswasser dienen, bleiben 
hiervon unberührt.

2.4.3 Die Anlage von Kunstrasenflächen ist unzulässig.

3 Wasserrechtliche Festsetzungen
(Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 37 Abs. 4 Satz 2 und 3 HWG)

Das auf dem jeweiligen Baugrundstück anfallende und nicht vor Ort zur Versickerung gebrachte Nieder- 
schlagswasser ist in Retentionszisternen, unterirdischen Speicherboxen oder sonstigen Regenwasser- 
nutzungsanlagen zu sammeln und zurückzuhalten sowie entsprechend des Bedarfs als Brauchwasser, 
z.B. für den Grauwasserkreislauf innerhalb von Gebäuden oder zur Bewässerung von Grünflächen, zu 
verwenden, sofern wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. Das 
Fassungsvermögen der Anlagen ist so zu dimensionieren, dass für die weitere Niederschlagswasser- 
ableitung bei einem zweijährigen Regenereignis je Baugrundstück eine maximale Drosselabflussmenge 
von 3 l/s*ha nicht überschritten wird; das Fassungsvermögen beträgt jedoch mindestens 6 l/m² Grund- 
stücksfläche.

4 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

4.1 Stellplatz- und Ablösesatzung

Auf die Satzung über die Stellplatzpflicht sowie die Gestaltung, Größe, Zahl der Stellplätze oder Garagen 
und Abstellplätze für Fahrräder und die Ablösung der Stellplätze für Kraftfahrzeuge (Stellplatz- und 
Ablösesatzung) der Gemeinde Echzell in der jeweils rechtsgültigen Fassung wird hingewiesen.

4.2 Heilquellenschutzgebiet

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der quantitativen Heilquellenschutzzone D sowie der qualitativen 
Heilquellenschutzzonen IV des festgesetzten Heilquellenschutzgebietes Bad Salzhausen. Auf die in der 
entsprechenden Schutzgebietsverordnung vom 09.11.1992 (StAnz. Nr. 45/1992, S. 2836) enthaltenen 
Ge- und Verbote wird hingewiesen.

4.3 Bodendenkmäler

4.3.1 Im Bereich des Plangebietes kann nicht ausgeschlossen werden, dass durch die Erschließung und 
Bebauung Kulturdenkmäler i.S.d. § 2 Abs. 2 HDSchG (Bodendenkmäler) zerstört werden.

4.3.2 Um Qualität und Quantität der archäologischen Befunde zu überprüfen und um später zu fundierten 
Stellungnahmen im Rahmen von bauordnungsrechtlichen oder denkmalschutzrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahren zu gelangen, erfolgten bereits archäologische Untersuchungen (geophysikalische 
Prospektion) als vorbereitende Untersuchung gemäß § 20 Abs.  1 Satz 2 HDSchG. Ziel der Unter- 
suchung war die Detektion obertägig nicht sichtbarer, archäologischer Strukturen, um eine Basis für eine 
bodendenkmalpflegerische Beurteilung des Plangebietes zu erhalten. Nach den Ergebnissen der geo- 
physikalischen Untersuchung (Posselt & Zickgraf Prospektionen, Abschlussbericht vom 18.10.2023) 
wurde festgestellt, dass mit Ausnahme von gereihten Grubenbefunden im Westen des Messareals keine 
überzeugenden Befunde ausgewiesen werden konnten, für die eine archäologische Ursache in Betracht 
gezogen werden kann. Jedoch können die ungünstigen geologischen Bedingungen im Bereich des 
Plangebietes dazu führen, dass möglicherweise archäologische Strukturen unerkannt bleiben. Somit 
konnte mit der Grubenreihe nur ein Befund ausgewiesen werden, bei dem es sich mit einer höheren 
Wahrscheinlichkeit um eine archäologisch relevante Struktur handelt. Für weitere Aussagen über die 
Funktion und eine chronologische Einordnung sind demnach bauvorgreifend und baubegleitend weitere 
archäologische Untersuchungen erforderlich.

4.3.3 Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmalpflege 
Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der 
Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand 
zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen 
(§ 21 HDSchG).

4.4 Verwertung von Niederschlagswasser

Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, 
wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 
HWG).

4.5 Vorsorgender und nachsorgender Bodenschutz

4.5.1 Bei der Umsetzung der Planung und Baudurchführung sind die einschlägigen Vorgaben und Normen 
sowie insbesondere die vom Hessischen Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt, Weinbau, Forsten, 
Jagd und Heimat herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für Bauausführende“ und „Bodenschutz 
für Häuslebauer“ sowie die DIN-Vorschriften DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung 
von Bauvorhaben“, DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Bodenarbeiten“ und DIN 19731 
„Bodenbeschaffenheit - Verwertung von Bodenmaterial“ zu beachten.

4.5.2 Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen 
Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu 
erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Anfallender Bodenaushub sollte vorrangig 
wieder an dem Ort, an dem er ausgehoben wurde, für Bauzwecke wiederverwendet werden. Ist eine 
Wiederverwendung innerhalb des Bauvorhabens nicht möglich, ist eine ordnungsgemäße und schadlose 
Verwertung des Bodenaushubs in örtlicher Nähe anzustreben.

4.5.3 Werden bei der Durchführung von Erdarbeiten Bodenverunreinigungen oder sonstige Beeinträchtigungen 
festgestellt, von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen kann, sind umgehend die 
zuständigen Behörden zu informieren.

4.6 Schutz und Erhalt von Bäumen und sonstigen Bepflanzungen

Gesunder Baumbestand ist zu erhalten, sofern er nicht unmittelbar durch Baumaßnahmen betroffen ist. 
Der zu erhaltende Bewuchs ist während Bauarbeiten gemäß DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Gehölz- 
beständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ durch entsprechende Schutzmaßnahmen vor 
Beschädigung oder sonstigen Beeinträchtigungen des Kronen-, Stamm- und Wurzelraumbereiches zu 
schützen. Dies gilt auch für Bäume, die nicht auf den Baugrundstücken stehen.

4.7 Gewässerrandstreifen

4.7.1 Entlang der Wasserflächen des Welschbachs erstreckt sich der gesetzliche Gewässerrandstreifen. Auf 
die Regelungen des § 38 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 23 Hessisches Wassergesetz (HWG) 
wird hingewiesen. Demnach gilt unter anderem, dass im Gewässerrandstreifen das Entfernen von 
standortgerechten Bäumen und Sträuchern sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten 
Bäumen und Sträuchern, der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und die nicht nur zeitweise 
Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern können oder die fortgeschwemmt 
werden können, verboten ist. Ferner wird darauf hingewiesen, dass das Erhöhen oder Vertiefen der 
Erdoberfläche im Gewässerrandstreifen einer wasserrechtlichen Genehmigung bedarf.

4.7.2 Gemäß § 23 Abs. 2 HWG sind im Gewässerrandstreifen darüber hinaus der Einsatz und die Lagerung 
von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, ausgenommen Wundverschlussmittel zur Baumpflege und 
Pflanzenschutzmittel zur Verhütung von Wildschäden, in einem Bereich von vier Metern, das Pflügen in 
einem Bereich von vier Metern sowie die Errichtung oder wesentliche Änderung von baulichen und 
sonstigen Anlagen, soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirtschaftlich erforderlich sind, 
grundsätzlich verboten.

4.8 Fernwasserleitung

Das Plangebiet wird vom Verlauf der 1. Fernwasserleitung „Inheiden-Frankfurt/Main“ (ZWT 300-800) 
berührt. Die genaue Lage und Tiefe der Fernwasserleitung und des Steuerkabels ist vor Beginn 
entsprechender Arbeiten in Leitungsnähe mittels Suchschlitzen, vorzugsweise in Handschachtung, zu 
ermitteln. Bei Arbeiten in unmittelbarer Nähe der Anlagen wird um rechtzeitige Verständigung der 
Oberhessischen Versorgungsbetriebe AG (OVAG), Wasserwerk Inheiden, gebeten. Auf die Kabel- und 
Wasserleitungsschutzanweisungen wird hingewiesen. Ohne ausdrückliche Genehmigung der OVAG darf 
die Lage der Leitungen nicht verändert werden.

4.9 Bergbauberechtigungen

4.9.1 Südlich des Plangebiets beginnt in einer Entfernung von rd. 170 m das Betriebsgelände des unter 
Bergaufsicht stehenden Basalttagebaus „Bingenheim“. Seitens der Bergaufsicht wird darauf hingewiesen, 
dass eventuelle Auswirkungen des Rohstoffabbaus, insbesondere Lärm- und Staubimmissionen, auf das 
Plangebiet nicht auszuschließen sind, die selbst dann als störend empfunden werden können, wenn die 
gesetzlichen Grenzwerte eingehalten werden.

4.9.2 Das Plangebiet wird von einer ehemaligen Bergbauberechtigung überlagert, in der Ende des 19. 
Jahrhunderts Aufschlussarbeiten in 3 bis 4 m tiefen Schächten stattgefunden haben. Die genaue Lage 
sowie der Umfang dieser bergbaulichen Tätigkeiten gehen aus den bei der Bergaufsicht vorliegenden 
Unterlagen nicht hervor. Aus Sicherheitsgründen wird daher empfohlen, bei Erdarbeiten auf Anzeichen 
alten Berghaus zu achten und gegebenenfalls die notwendigen Sicherungsmaßnahmen im Einver- 
nehmen mit den zuständigen Ordnungsbehörden und der Bauaufsichtsbehörde zu treffen.

4.10 Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich

4.10.1 Für den verbleibenden erforderlichen Ausgleich für die durch den Bebauungsplan zulässigen und nicht 
vermeidbaren Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft, der über die Zuordnung gemäß Ziffer 1.10 
hinausgeht, werden die weiteren und nicht über den Bebauungsplan erfassten Renaturierungs- 
maßnahmen am Welschbach als Bestandteil der Gesamtmaßnahme zugeordnet. Die Umsetzung der 
Renaturierungsmaßnahmen wird vertraglich geregelt.

4.10.2 Die geplanten Renaturierungsmaßnahmen am Welschbach erstrecken sich entlang des Welschbach- 
wegs vom bestehenden Löschwasserteich auf Höhe des Quellenhofes Bingenheim bis etwa 80 m vor 
der Kreuzung Hügelstraße über eine Länge von rd. 700 m. Innerhalb der bestehenden Gewässerparzelle 
wird der Welschbach auf einer Regelbreite von etwa 3 m naturnah umgestaltet. Im Rahmen der vor- 
handenen räumlichen Möglichkeiten wird ein leicht mäandrierender Verlauf mit gewässertypischen 
Strukturmerkmalen hergestellt. Eine Trockenwetterrinne gewährleistet die ökologische Durchgängigkeit 
auch bei Niedrigwasser. Durch den Einbau von Kaskaden und Kolken wird die Gewässersohle 
abschnittsweise angehoben und strukturiert, wodurch vielfältige Flachwasserbereiche entstehen. Der 
Überlauf des bestehenden Löschwasserteichs, welcher von einer Flachquelle gespeist wird, wird an das 
geplante Bachbett angeschlossen. Entlang der Gewässerstrecke befinden sich mehrere Wegedurch- 
lässe. Die beiden unmittelbar an das Baugebiet angrenzenden Durchlässe entfallen, sodass der Welsch- 
bach in diesem Bereich künftig offen geführt wird; zwei weitere Durchlässe bleiben zur Aufrechterhaltung 
der Wegeverbindungen erhalten.

4.11 Pflege und Bewirtschaftung der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

4.11.1 Innerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-den, Natur und
Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Streuobstwiese“ mit der Bezeichnung „B“ hat der erste Schnitt zur 
gezielten Förderung des Vorkommens der Raupenfutterpflanze Großer Wiesenknopf (Sanguisorba 
officinalis) vor dem 15. Juni und der zweite Schnitt nach dem 15. September eines jeden Jahres zu 
erfolgen; fällt der zweite Aufwuchs schwach aus, kann auf den zweiten Schnitt verzichtet werden. Das 
Mahdgut ist abzutransportieren. Aufkommende Gehölze sind regelmäßig zu entfernen, sodass eine 
Verbuschung in diesem Bereich ausgeschlossen wird.

4.11.2 Der Einsatz von Düngern, Herbiziden, Insektiziden und Fungiziden ist auf den gesamten Maßnahmen- 
flächen unzulässig.

4.12 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Anforderungen

4.12.1 Zur Vermeidung des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist die Beachtung und Durchführung von Vermeidungsmaß- 
nahmen und darüber hinaus die Umsetzung von vorlaufenden Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maß- 
nahmen) für den Star sowie für die Fledermausarten Bartfledermaus, Kleinabendsegler, Langohr, 
Myotis-Art, Mückenfledermaus, Rauhautfledermaus und Zwergfledermaus sowie Zauneidechse und 
Wechselkröte innerhalb oder in räumlicher Nähe zum Eingriffsbereich (Plangebiet) erforderlich.

4.12.2 Die artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen in Form von CEF-Maßnahmen sind gemäß § 44 Abs. 
5 BNatSchG als vorlaufende Maßnahmen umzusetzen, d.h. sie müssen zum Zeitpunkt des Eingriffs in 
die entsprechenden Lebensräume so weit entwickelt sein, dass sie für die betreffende Art als Ersatz- 
lebensraum dienen können.

4.12.3 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG grundsätzlich nur in der Zeit 
vom 01. Oktober bis zum 28./29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums ist die Zustimmung der 
Unteren Naturschutzbehörde erforderlich. Die betroffenen Bereiche sind zudem zeitnah vor Beginn der 
Maßnahme durch eine fachlich qualifizierte Person auf aktuelle Brutvorkommen von Vögeln zu 
kontrollieren.

4.12.4 Bäume und Gehölze, die Höhlungen aufweisen, sind vor einer Rodung durch eine fachlich qualifizierte 
Person auf das Vorkommen von Quartieren zu überprüfen. Hierbei festgestellte Quartiere i.S.d. § 44 
Abs. 3 BNatSchG sind so lange zu erhalten, bis von der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde 
anderweitigen Maßnahmen zugestimmt wurde.

4.12.5 Tiefbauarbeiten in Bereichen mit möglichen Vorkommen der Wechselkröte sind zu Beginn der Arbeiten 
durch eine fachlich qualifizierte Person zu begleiten (ökologische Baubegleitung). Innerhalb des Eingriffs- 
bereichs gegebenenfalls vorhandene Wechselkröten sind von einer fachlich qualifizierten Person in 
Abstimmung mit der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde in unbeanspruchte Bereiche im Umfeld 
des „Bingenheimer Rieds“ umzusiedeln.

4.12.6 Das Baufeld im Eingriffsbereich (Plangebiet) ist zur Verhinderung einer Einwanderung von Zaun- 
eidechsen während entsprechender Bauarbeiten und Erschließungsmaßnahmen durch eine temporäre 
und überkletterungssichere Einwanderungsbarriere (Reptilienzaun) zu sichern.

4.12.7 Innerhalb oder in räumlicher Nähe zum Eingriffsbereich (Plangebiet) sind als Ersatz für die wegfallende 
Ruhe- und Fortpflanzungsstätte des Stars mindestens drei geeignete Nistmöglichkeiten (z.B. Hasselfeldt 
Nistkasten für Stare und Gartenrotschwänze, Schwegler Nisthöhle 2GR Oval oder vergleichbares) 
vorzugsweise in einem bestehenden bzw. entstehenden Gehölzbestand anzubringen und regelmäßig zu 
pflegen. Die Nistkästen sind spätestens vor Beginn der auf eine Baufeldräumung folgenden Brutzeit in 
Süd- oder Ostexposition anzubringen und dauerhaft zu unterhalten.

4.12.8 Innerhalb oder in räumlicher Nähe zum Eingriffsbereich (Plangebiet) sind mindestens vier geeignete 
Fledermauskästen für baumbewohnende Fledermäuse (z.B. 2x Hasselfeldt Fledermaus-Großraumhöhle 
oder Schwegler Fledermaus-Universal-Sommerquartier 2FTH oder vergleichbares und 2x Hasselfeldt 
Fledermaus-Großraumhöhle oder Schwegler Fledermaus-Universalhöhle 1FFH oder vergleichbares). Die 
Kästen sind regelmäßig zu pflegen.

4.13 Hinweise zur Eingriffsminimierung

4.13.1 Leuchten für die Außenbeleuchtung, insbesondere Wandleuchten, sind so einzusetzen, dass das Licht 
nur nach unten abstrahlt. Treppen- und Gehwegbeleuchtung soll ebenfalls nur nach unten auf die zu 
beleuchtenden Flächen strahlen; dabei sind möglichst niedrige Lichtpunkthöhen zu wählen. Auf die 
Anstrahlung von Bäumen und Sträuchern ist zu verzichten. Flache LED-Strahler sind zur Vermeidung 
von Blendwirkungen horizontal und nicht aufgeneigt zu montieren. Auf den Einsatz von rundum 
strahlenden Deko-Leuchten (Kugel-Leuchten, Solar-Kugeln) ist zu verzichten. Die Beleuchtungsdauer ist 
durch Schalter, Zeitschaltuhren oder Bewegungsmelder auf kurze Beleuchtungszeiten einzuschränken. 
Bewegungsmelder sind so zu montieren, dass sie nur ansprechen, wenn das Licht tatsächlich benötigt 
wird. Im Übrigen wird auf die einschlägigen Regelungen des § 35 Hessisches Gesetz zum Schutz der 
Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz - HeNatG) verwiesen.

4.13.2 Es wird darauf hingewiesen, dass die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter oder 
spiegelnder Glaskonstruktionen mit einer zusammenhängenden Glasfläche von mehr als 20 m² gemäß 
§ 37 Abs. 2 HeNatG in der Regel unzulässig ist. Zudem sind gemäß § 37 Abs. 3 HeNatG bei Neubau und 
grundlegender Sanierung bestehender Baukörper großflächige Glasfassaden und spiegelnde Fassaden 
zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar sind, so zu gestalten, dass Vogelschlag vermieden wird.

4.14 Artenauswahl

Artenliste 1 (Bäume):

Acer campestre - Feldahorn Obstbäume:

Acer platanoides - Spitzahorn Malus domestica - Apfel

Acer pseudoplatanus - Bergahorn Prunus avium - Kulturkirsche

Carpinus betulus - Hainbuche Prunus cerasus - Sauerkirsche

Prunus avium - Vogelkirsche Prunus div. spec. - Kirsche, Pflaume, etc.

Prunus padus - Traubenkirsche Pyrus communis - Birne

Quercus petraea - Traubeneiche Pyrus pyraster - Wildbirne

Quercus robur - Stieleiche

Sorbus aria/intermedia - Mehlbeere

Sorbus aucuparia - Eberesche

Tilia cordata - Winterlinde

Tilia platyphyllos - Sommerlinde

Artenliste 2 (Sträucher):

Amelanchier ovalis - Gemeine Felsenbirne Malus sylvestris - Wildapfel

Buxus sempervirens - Buchsbaum Rhamnus cathartica - Kreuzdorn

Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Ribes div. spec. - Beerensträucher

Corylus avellana - Hasel Rosa canina - Hundsrose

Euonimus europaeus - Pfaffenhütchen Salix caprea - Salweide

Frangula alnus - Faulbaum Salix purpurea - Purpurweide

Genista tinctoria - Färberginster Sambucus nigra - Schwarzer Holunder

Ligustrum vulgare - Liguster Viburnum lantana - Wolliger Schneeball

Lonicera xylosteum - Heckenkirsche Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball

Lonicera caerulea - Heckenkirsche

Artenliste 3 (Ziersträucher und Kleinbäume):

Amelanchier div. spec. - Felsenbirne Lonicera nigra - Heckenkirsche

Calluna vulgaris - Heidekraut Lonicera periclymenum - Waldgeißblatt

Chaenomeles div. spec. - Zierquitte Magnolia div. spec. - Magnolie

Cornus florida - Blumenhartriegel Malus div. spec. - Zierapfel

Cornus mas - Kornelkirsche Philadelphus div. spec. - Falscher Jasmin

Deutzia div. spec. - Deutzie Rosa div. spec. - Rosen

Hamamelis mollis - Zaubernuss Spiraea div. spec. - Spiere

Hydrangea macrophylla - Hortensie Weigela div. spec. - Weigelia

Lonicera caprifolium - Gartengeißblatt

Artenliste 4 (Kletterpflanzen):

Aristolochia macrophylla - Pfeifenwinde Lonicera spec. - Heckenkirsche

Clematis vitalba - Wald-Rebe Parthenocissus tricusp. - Wilder Wein

Hedera helix - Efeu Polygonum aubertii - Knöterich

Hydrangea petiolaris - Kletter-Hortensie Wisteria sinensis - Blauregen

Artenliste 5 (Hochstamm-Obstbäume):

Allendorfer Rosenapfel - Apfel Rote Sternrenette - Apfel

Gacksapfel - Apfel Schafsnase - Apfel

Herrnapfel (Waldgirmes) - Apfel Siebenschläfer - Apfel

Heuchelheimer Schneeapfel - Apfel Spitzrabau - Apfel

Jakob Lebel - Apfel Clapps Liebling - Birne

Kaiser Wilhelm - Apfel Frühe von Trevoux - Birne

Rheinischer Bohnapfel - Apfel Gute Graue - Birne

Riesenboiken - Apfel Große schwarze Knorpelkirsche - Kirsche

Roter Trierer Weinapfel - Apfel Schneiders späte Knorpelkirsche - Kirsche

Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hessisches Nachbarrechtsgesetz wird 
hingewiesen.
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